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Die SED und die Juden 1985 – 1990

Eine außenpolitische Charmeoffensive zur Rettung der 
DDR1

Einleitung

Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland am 23. Mai 
1949 und der Deutschen Demokratischen Republik am 7. Ok-
tober desselben Jahres führte zu einer Konkurrenzsituation, 
die die Außenbeziehungen der beiden deutschen Staaten bis 
zum Ende des Kalten Krieges maßgeblich bestimmen sollte. 
Bundeskanzler Konrad Adenauer reagierte auf die Gründung 
der DDR mit einer Grundsatzerklärung im Bundestag: Die 
DDR hätte keinen Anspruch auf Autonomie, und die Regie-
rung Westdeutschlands verstünde sich als einziger Reprä-
sentant aller Deutschen, und zwar bis zu jenem Zeitpunkt, 
zu dem das Land wiedervereinigt wäre.2 Die Westmächte 
verweigerten der DDR die Anerkennung und unterstützten 
den Anspruch Bonns, alle Deutschen zu repräsentieren. Auf 
diplomatischer Ebene wurde die DDR zunächst allein von 
der Sowjetunion und deren Verbündeten anerkannt.3 Da die 

1 Der vorliegende Text basiert auf einem Vortrag, der im Rahmen der 
Konferenz »Recasting the Peaceful Revolution of ’89« in Stockholm am 
23.10.2009 gehalten wurde. Der Originaltext mit dem Titel „The GDR’s 
approach towards Judaism 1985-1990 – a public diplomacy campaign to 
prevent the decline of the East German State“ wurde aus dem Englischen 
übertragen, überarbeitet und gekürzt; der Artikel erschien erstmals im 
Deutschland-Archiv (2/2012), S. 256-264.

2 Stellungnahme von Kanzler Konrad Adenauer im Bundestag, 21.10.1949, 
in: Dokumente zur Deutschlandpolitik, Bd. 2, München 1996, S. 214

3 Vgl. William Glenn Gray, Germany’s Cold War. The Global Campaign to 
Isolate East Germany 1949–1969, Chapel Hill 2003.
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Nichtanerkennungspolitik des Westens die Stabilisierung der 
DDR dauerhaft gefährdete, versuchte die SED die Gründung 
des zweiten deutschen Staates anderweitig zu legitimieren.

Aus diesem Grund stilisierte die SED den Antifaschis-
mus zum Gründungsmythos der DDR, der den ostdeutschen 
Staat zum moralisch überlegenen und darum rechtmäßigen 
Deutschland erklärte.4 Der marxistisch-leninistischen Ideo-
logie zufolge waren nicht das »Volk«, sondern allein die 
Vertreter des Finanzkapitalismus für Faschismus und Krieg 
verantwortlich gewesen. Die SED hingegen nahm für sich in 
Anspruch, sie habe durch den Bruch mit dem Kapitalismus 
und durch die Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft 
die Wurzeln des Faschismus ein für alle Mal beseitigt.5 Diese 
Geschichtsinterpretation sollte zudem die DDR-Bevölkerung 
von einer (Mit-)Schuld an den Naziverbrechen freisprechen 
und sie auf diese Weise an den »Arbeiter-und-Bauern-Staat« 
binden. Gleichzeitig aber verhinderte dieser Ansatz eine tief 
greifende Aufarbeitung der NS-Vergangenheit in Ostdeutsch-
land, da der SED zufolge das Problem des Nationalsozialis-
mus allein die westdeutsche Gesellschaft betraf.6 

Auch der Genozid an den Juden war – zumindest in den 
ersten Jahrzehnten der DDR – nie Bestandteil der offiziellen 
kommunistischen Gedenkkultur. Diese richtete den Fokus vor 
allem auf das Heldentum kommunistischer Gegner des Na-
tionalsozialismus. Aus diesem Grund befand es die ostdeut-
sche Historiografie weder für wert noch für wichtig, sich mit 
den deutschen Juden und ihrer Verfolgung zu befassen, und 
4 Vgl. Herfried Münkler, Antifaschismus als Gründungsmythos der DDR. 

Abgrenzungsinstrument nach Westen und Herrschaftsmittel nach innen, 
in: Manfred Agethen u. a. (Hg.), Der missbrauchte Antifaschismus. DDR-
Staatsdoktrin und Lebenslüge der deutschen Linken, Freiburg 2002, S. 
79 – 99.

5 Vgl. Jutta Illichmann, Die DDR und die Juden. Die deutschlandpoliti-
sche Instrumentalisierung von Juden und Judentum durch Partei- und 
Staatsführung der SBZ/DDR von 1945 bis 1990, Frankfurt a. M. 1997, S. 
134 – 183, 320.

6 Vgl. Jeffrey Herf, Divided Memory. The Nazi Past in the Two Germanys, 
Cambridge Mass. 1997, S. 162 – 200.
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zumindest bis in die 1980er Jahre fanden sich in Schulbüchern 
der DDR kaum Ausführungen zu den millionenfach, von den 
Nationalsozialisten ermordeten jüdischen Opfern.7 Bis zu 
jenem Zeitpunkt beschränkte sich in der DDR die ernsthaf-
te Beschäftigung mit den nationalsozialistischen Verbrechen 
gegen die Juden auf Kunst und Literatur. Mehrere bekannte 
Filme der DEFA befassten sich ebenfalls mit der Verfolgung 
und dem Genozid an den Juden und präsentierten erstaunlich 
differenzierte Darstellungen zum Holocaust.8 

Der Politikwissenschaftler Dan Diner hat darauf hingewie-
sen, dass die DDR als Staat sich eher durch Antifaschismus 
als durch Sozialismus zu legitimieren versucht habe.9 Tat-
sächlich diente der Antifaschismus mehr als nur innerstaat-
lichen Zielen. So richtete sich die ostdeutsche Imagekampa-
gne vor allem an das Ausland, um dieses von der Notwen-
digkeit der Existenz der DDR zu überzeugen, die nicht nur 
durch die mangelnde politische Anerkennung des Westens, 
sondern auch durch die fehlende Akzeptanz innerhalb der 
eigenen Bevölkerung infrage gestellt wurde. Internationa-
le Akzeptanz zu gewinnen wurde so zu einer existenziellen 
Notwendigkeit für die SED.10 Ost-Berlin verwendete deshalb 
umfangreiche Geldbeträge auf seine Imagekampagne im Aus-
land: Fremdsprachige Zeitschriften mit Beiträgen zu den Er-
rungenschaften der DDR, die Erfolge ostdeutscher Sportler, 
Kulturinstitute in westlichen Hauptstädten und Veranstaltun-
gen der ostdeutschen „Liga der Völkerfreundschaft“ dienten 
dazu, der Welt die DDR als antifaschistischen, modernen und 

7 Vgl. Thomas Fox, Stated Memory. East Germany and the Holocaust, Ro-
chester 1999, S. 14, 21.

8 Vgl. Paul O’Doherty, The Portrayal of Jews in GDR Prose Fiction, Am-
sterdam 1997; Fox, Stated Memory, (Anm. 7), S. 97 – 144.

9 Fox, Stated Memory, (Anm. 7], S. 37.
10 Vgl. Alexander Muschik, Die beiden deutschen Staaten und das neutrale 

Schweden. Eine Dreiecksbeziehung im Schatten der offenen Deutsch-
landfrage 1949–1972, Münster 2005.
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erfolgreichen Staat zu präsentieren.11 Diese Strategie war Teil 
eines Konzepts, für das in der Politikwissenschaft häufig der 
Begriff »Public Diplomacy« verwendet wird. Public Diplo-
macy bezeichnet nach der Definition des amerikanischen Po-
litologen Hans N. Tuch »a government’s process of communi-
cating with foreign publics in an attempt to bring about under-
standing for its nation’s ideas and ideals, its institutions and 
culture, as well as its national goals and current policies.«12 
In dem folgenden Beitrag wird der Frage nachgegangen, wie 
die SED Antifaschismus und Judentum verstärkt seit Mitte 
der 1980er Jahre für ihre internationale Public-Diplomacy-
Kampagne einsetzte und welche außenpolitische Zielsetzung 
sie dabei verfolgte.

Jüdisches Leben in der SBZ/DDR nach 1945

Die wichtigsten jüdischen Institutionen und Stätten in Berlin 
– das ehemalige jüdische Viertel um die teilweise zerstörte 
Synagoge an der Oranienburger Straße und der Friedhof 
Weißensee, Europas größter jüdischer Friedhof – befanden 
sich im sowjetischen Sektor Berlins. Daher siedelten sich 
die meisten Juden, die aus dem Exil oder als Überlebende 
aus Konzentrationslagern zurückkehrten, im Ostteil Berlins 
an. Unter ihnen waren viele jüdisch-deutsche Kommunisten, 
die am Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft mitwirken 
wollten. Viele jüdische Heimkehrer spielten in politischen 
und kulturellen Angelegenheiten eine wichtige Rolle, so etwa 
Albert Norden und Hermann Axen (die Mitglieder des SED-
Politbüros wurden), Alexander Abusch (Kulturminister 1961), 
Klaus Gysi (Kulturminister 1966 – 1973), die Schriftsteller 
Stephan Hermlin, Stefan Heym, Anna Seghers, Arnold 

11 Vgl. dazu exempl. Nils Abraham, Die politische Auslandsarbeit der DDR 
in Schweden. Zur public diplomacy der DDR gegenüber Schweden nach 
der diplomatischen Anerkennung 1972–1989, Münster 2007.

12 Hans Tuch, Communicating With the World. U.S. Public Diplomacy 
Overseas, New York 1990, S. 3.
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Zweig und der Philosoph Ernst Bloch.13 Ihre Reintegration 
wurde dadurch beschleunigt, dass die ersten Nachkriegsjahre 
vom Wohlwollen der SED gegenüber jüdischen Opfern des 
Nationalsozialismus bestimmt waren. Doch diese Phase 
währte nicht lange, und auch die Tatsache, dass die meisten 
jüdischen Heimkehrer Kommunisten waren, schützte sie 
nicht vor erneuter Ausgrenzung in der Zeit der forcierten 
Stalinisierung von 1949 bis 1953. 

Der Grund für diese antisemitische Welle, die damals alle 
osteuropäischen Staaten erreichte, lag in Stalins veränderter 
Haltung gegenüber Israel. Hatte der sowjetische Diktator die 
Gründung des jüdischen Staates 1948 noch unterstützt, so 
distanzierte sich Stalin mit dem Beginn des Kalten Krieges 
zugunsten der arabischen Welt rasch von Israel. Seither waren 
der »Antizionismus« und die Solidarität mit den unterdrück-
ten Palästinensern bis in die 1980er Jahre grundlegend für die 
Außenpolitik der Sowjetunion und ihrer Verbündeten.14 

Das hatte auch Konsequenzen für die Innenpolitik. Um die 
»zionistischen Agenten des Weltjudentums« zu »enttarnen«, 
initiierte Moskau zahlreiche Parteisäuberungsaktionen in 
Osteuropa. Die Opfer, wie der tschechoslowakische KP-Ge-
neralsekretär Rudolf Slansky, wurden des »bourgeoisen Kos-
mopolitismus«, Liberalismus oder der Spionage bezichtigt. 
Natürlich wirkten sich die Säuberungsaktionen auch auf die 
Politik der DDR aus, die sich den sowjetischen »Antizionis-
mus« zu eigen machte. Ostdeutsche Politiker wie beispiels-
weise Politbüromitglied Paul Merker, die sich der besonderen 
Bedeutung des Genozids an den Juden bewusst waren und die 
Entschädigung jüdischer NS-Opfer darum als moralische Ver-
pflichtung des deutschen Volks betrachteten, wurden politisch 
kaltgestellt. Die Partei sah gemäß ihrer antifaschistischen 

13 Vgl. Karin Hartewig, Zurückgekehrt. Die Geschichte der jüdischen Kom-
munisten in der DDR, Köln 2000.

14 Vgl. Angelika Timm, Ein ambivalentes Verhältnis. Juden in der DDR 
und der Staat Israel, in: Moshe Zimmermann (Hg.), Zwischen Politik und 
Kultur. Juden in der DDR, Göttingen 2002, S. 22 f.
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Legitimationsdoktrin keinen Anlass für Entschädigungszah-
lungen an Israel.15 

Als Ergebnis dieser Antisemitismuswelle wurden viele ost-
deutsche Juden, ob gläubig oder säkularisiert, ihrer Positionen 
in Partei und Staat entbunden und in die erneute Emigration 
getrieben. Die repressive Politik gegenüber Juden änderte sich 
erst nach Stalins Tod 1953: Die Verfolgungen endeten, die 
meisten ehemaligen jüdischen Parteimitglieder wurden reha-
bilitiert und die finanziell ausgedörrten jüdischen Gemeinden 
erhielten staatliche Hilfe zur Unterhaltung ihrer Synagogen, 
Friedhöfe, Gemeindehäuser und Pflegeheime.16 

Der ostdeutsche Historiker Mario Keßler schätzt daher 
ein, dass die Haltung der SED gegenüber den Juden nach der 
Phase der Unterdrückung 1953 in eine relativ weitreichende 
Toleranz umschwenkte. Keßler zufolge unterschied die SED 
klar zwischen »Antisemitismus«, der offiziell verboten war, 
und »Antizionismus«, einer negativer Haltung gegenüber Is-
rael.17 Dass Keßler zumindest für die Zeit nach 1953 von einer 
tendenziellen Toleranz gegenüber den Juden spricht, ist nach-
drücklich kritisiert worden.18 Für den westdeutschen jüdi-
schen Historiker Michael Wolffsohn beispielsweise steht klar 
fest, dass das punktuelle Entgegenkommen der SED-Führung 
gegenüber der jüdischen Minderheit in der DDR einem rein 
politischen Kalkül entsprach und in keiner Weise aus einer 
moralischen Verpflichtung gegenüber den Holocaust-Opfern 
erwuchs.19 

15 Vgl. Angelika Timm, The Burdened Relationship Between the GDR and 
the State of Israel, in: Israel Studies 2 (1997) 1, S. 22 – 49, hier 29; Jeffrey 
Herf, Antisemitismus in der SED. Geheime Dokumente zum Fall Paul 
Merker aus SED- und MfS-Archiven, in: VfZ 42 (1994), S. 635 – 667.

16 Vgl. Timm, Verhältnis (Anm. 14), S. 28.
17 Vgl. Mario Keßler, Die SED und die Juden. Zwischen Repression und 

Toleranz, Berlin 1995, S. 150 f.
18 Vgl. Lothar Mertens, Davidstern unter Hammer und Zirkel. Die jüdi-

schen Gemeinden in der SBZ/DDR und ihre Behandlung durch Partei 
und Staat 1949 – 1990, Hildesheim 1997, S. 13.

19 Vgl. Michael Wolffsohn, Die Deutschlandakte. Juden und Deutsche in 
Ost und West, München 1995, S. 388.
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Der Umgang der DDR mit den Juden seit Mitte der 1980er 
Jahre

Nach einer Konsolidierungsphase infolge der internationalen 
Anerkennung 1972/73 rutschte die DDR in den 1980er Jahren 
in eine schwere wirtschaftliche und politische Krise. Der Staat 
war nahezu bankrott und der ostdeutsche Lebensstandard 
hinkte dem der Bundesrepublik weit hinterher. Die 
Unzufriedenheit der Bevölkerung mit dem autokratischen 
Regime der SED nahm weiter zu und Tausende Ostdeutsche 
versuchten, das Land zu verlassen. Zudem sah sich die SED 
mit der Reformpolitik im angrenzenden Polen konfrontiert 
sowie mit Michael Gorbatschows Perestroika, die von der 
SED aus Angst vor einer Destabilisierung des ostdeutschen 
Staates abgelehnt wurde. Angesichts Moskaus schwindender 
politischer Unterstützung - bis dahin ein verlässlicher Garant 
für die Erhaltung des ostdeutschen Staates - musste die 
SED neue Verbündete finden, um den Fortbestand der DDR 
dauerhaft zu sichern. 

Zudem versuchte die SED, die innerstaatlichen Probleme 
mit außenpolitischen Erfolgen wettzumachen. Im Laufe der 
1980er Jahre wurde Staats- und Parteichef Erich Honecker in 
den zahlreichen westlichen Hauptstädten empfangen – 1981 
in Tokio, 1984 in Helsinki, 1985 in Rom und Athen, 1986 in 
Stockholm, 1987 in Bonn, Brüssel und Den Haag sowie 1988 
in Paris und Madrid. Als Komplettierung seiner Besuchstour 
in die wichtigsten westlichen Hauptstädte erhoffte sich Hone-
cker eine Einladung des Weißen Hauses. Aus diesem Grund 
gehörte es zu den vorrangigen Zielen der SED-Außenpolitik 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, sich um das Zustan-
dekommen eines offiziellen Besuchs in Washington zu bemü-
hen, was den Höhepunkt von Honeckers politischer Karriere 
und die Krönung seines Bemühens um die internationale An-
erkennung der DDR markiert hätte.20 

20 Vgl. Michael Wolffsohn, The World Jewish Congress and the End of the 
German Democratic Republic, Washington D. C. 1991, S. 12.
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Vor dem Hintergrund der sich stetig verschlechternden wirt-
schaftlichen und finanziellen Situation hoffte die SED außer-
dem darauf, dass die amerikanische Regierung der DDR die 
Meistbegünstigungsklausel gewähren würde, was ihr Han-
delsvorteile beschert und ostdeutsche Importe für die USA 
sehr viel preiswerter gemacht hätte. Seit dem Austausch von 
Botschaftern 1974 hatte die SED keine nennenswerten Erfol-
ge bei dem Versuch, die Beziehungen zu den USA zu verbes-
sern, erzielen können, was vor allem ihrer Weigerung zuzu-
schreiben war, Reparationen an Israel und an die jüdischen 
Opfer des Holocaust zu zahlen.21 Archivdokumente beweisen, 
dass der Umgang der DDR mit den Juden und mit Israel Mitte 
der 1980er Jahre vorrangig politisch und ökonomisch moti-
viert war.22 Dabei hoffte die ostdeutsche Staats- und Partei-
führung offensichtlich, dass die amerikanischen Juden bei der 
Verbesserung des Kontakts zum Weißen Haus behilflich sein 
könnten.23 Bereits 1984 hatte Irene Runge, jüdisches SED-
Mitglied, nach einem Besuch in den USA darauf hingewiesen, 
dass »der Einfluss der jüdischen Lobby Amerikas« genutzt 
werden sollte, um in Washington die Interessen der DDR vor-
anzubringen. Dazu hatte sie konkrete Vorschläge für »Zeichen 
des Entgegenkommens« gegenüber dem jüdischen Volk auf 
internationaler Ebene gemacht, wie etwa den Wiederaufbau 
von Berlins ehemaliger Hauptsynagoge an der Oranienburger 
Straße, was ihrer Ansicht nach umgehend in der amerikani-
schen Presse verbreitet werden sollte.24 

Allerdings gab es Mitte der 1980er Jahre nur noch sehr 
wenige Juden in der DDR: Die jüdischen Gemeinden dort 
zählten nur noch wenige Hundert Mitglieder und waren 

21 Vgl. Christian Ostermann, Die USA und die DDR (1949 – 1989), in: Ul-
rich Pfeil (Hg.), Die DDR und der Westen. Transnationale Beziehungen 
1949 – 1989, Berlin 2001, S. 165 – 183, 177.

22 Vgl. z. B. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 319 – 334; Wolffsohn, Deutsch-
landakte (Anm. 19), S. 323 – 326; Mertens, Davidstern (Anm. 18), S. 
383 f.

23 Vgl. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 260.
24 Ebd., S. 288.
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zudem stark überaltert. Das war aus Sicht der ostdeutschen 
Staats- und Parteiführung problematisch, weil das antifa-
schistische Image der DDR dadurch gefährdet schien. Dem 
Staatssekretariat für Kirchenfragen zufolge war es demnach 
nun noch wichtiger als in der Vergangenheit, die jüdischen 
Gemeinden zu unterstützen. Es wurde daher vorgeschlagen, 
den 50. Jahrestag der »Reichskristallnacht« am 9. November 
1988 zu nutzen, um die westliche Welt über jüdisches Leben 
in der DDR zu informieren und die antifaschistische Haltung 
des Staates zu demonstrieren.25 Zu diesem Zweck sollte die 
staatliche Reiseagentur der DDR Touristenausflüge zu Se-
henswürdigkeiten und Gedenkstätten in Berlin vorbereiten, 
die jüdisches Leben in Vergangenheit und Gegenwart zeig-
ten, ein Reiseführer sollte erstellt und in den Botschaften so-
wie an ausländische Touristen an der Grenze verteilt werden. 
Im Frühjahr 1987 sollte eine internationale Pressekonferenz 
stattfinden, unter anderem mit dem Präsidenten der jüdischen 
Gemeinden der DDR, Siegmund Rotstein. Zu Ehren jüdischer 
Opfer und Widerstandskämpfer gegen den Faschismus sowie 
zur Erinnerung an die Geschichte der Juden in Berlin [Ost] 
sollten Gedenktafeln aufgehängt, die Neue Synagoge wieder 
aufgebaut und der Beginn des Wiederaufbaus im Rahmen 
der 750-Jahr-Feier Berlins festlich begangen werden. In der 
Neuen Synagoge sollte zur Unterstützung und Kultivierung 
jüdischen Lebens und zur Übermittlung von Informationen 
darüber ein kulturwissenschaftlich ausgerichtetes Centrum 
Judaicum gegründet werden. Die jüdischen Gemeinden der 
DDR sollten einen hauptberuflichen Geschäftsführer bestim-
men, der ihre zunehmenden Aufgaben erledigen würde, und 
das Angebot aus den USA, einen Rabbiner nach Ost-Berlin zu 
entsenden, sollte angenommen werden, um das jüdische Le-
ben in der DDR neu zu beleben. Schließlich sollte auch das jü-
dische Pflegeheim in Ost-Berlin renoviert und die finanzielle 
Unterstützung für jüdische Friedhöfe und Museen in der DDR 

25 Büro Werner Jarowinsky, Information zu Problemen der jüdischen Ge-
meinden in der DDR, 21.9.1986, BArch DY/30/9051.
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erweitert werden. Diese Vorschläge - vom Staatssekretariat für 
Kirchenfragen gemeinsam mit dem Außenministerium entwi-
ckelt - wurden in den Folgejahren umgesetzt. Im September 
1987 bestimmte die jüdische Gemeinde Ost-Berlins nach über 
20 Jahren ihren ersten Rabbiner. Allerdings verließ Rabbiner 
Isaac Neuman, ein amerikanischer Staatsbürger, nach nur acht 
Monaten die DDR wieder. Er gab an, dass Unstimmigkeiten 
zwischen ihm und der jüdischen Gemeinde seine Position un-
haltbar gemacht hätten. Das war ein Rückschlag für die SED, 
die darauf gehofft hatte, mit Neumans Hilfe Kontakte zu jü-
dischen Kreisen in den USA herstellen zu können. Die SED 
konzentrierte sich in den Folgemonaten daher auf die Stär-
kung ihrer Kontakte zu dem in den USA ansässigen Jüdischen 
Weltkongress (WJC).26 

Im Mai 1988 nahm Hermann Axen, jüdischer Abstammung 
und im SED-Politbüro für internationale Angelegenheiten zu-
ständig, die Einladung des Institute for Contemporary Ger-
man Studies an der Johns Hopkins University in Washington 
an. Das Center war vom State Department angewiesen wor-
den, Axen einzuladen, den die amerikanische Regierung nicht 
offiziell empfangen wollte, aus Sorge, die DDR dadurch inter-
national aufzuwerten. Axen wiederum hatte klare politische 
Anweisungen: Er sollte mit der Jewish Claims Conference 
verhandeln und mit amerikanischen Politikern wie Handels-
minister William Verity und Außenminister George Schultz 
zusammentreffen, um diese davon zu überzeugen, der DDR 
den Status einer meistbegünstigten Nation zu gewähren. Weil 
die SED wusste, dass dieses Ziel so lange unerreichbar blieb, 
wie die DDR sich weigerte, der Jewish Claims Conference 
Reparationen zu zahlen, schlug Axen ein »Pauschalangebot« 
vor. Auf die wirtschaftlichen Probleme der DDR verweisend 
erklärte er, dass die DDR ihre Solidarität mit den Opfern des 
Holocaust mittels »finanzieller Hilfe« bekunden wolle (Axen 
vermied den Begriff »Reparationen«). Allerdings müsse 
dieses Geld erst noch verdient werden, und zwar durch die 

26 Vgl. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 237 f.
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Erweiterung der Handelsbeziehungen mit den Vereinigten 
Staaten. Insofern sei es notwendig für die DDR, in den Ge-
nuss der Meistbegünstigungsklausel zu gelangen. Auch wenn 
die DDR nicht von ihrer früheren Weigerung abrückte, Repa-
rationen zu zahlen, und nur in beschränktem Umfang humani-
täre Hilfe zu leisten beabsichtigte, schienen die US-Politiker 
Axens Vorschlägen gegenüber anfangs nicht abgeneigt zu 
sein und auch bei amerikanischen Juden fanden sie zunächst 
Unterstützung.27 

Um die Kontakte zum Jüdischen Weltkongress weiter aus-
zubauen, wurde deren Präsident, Edgar Bronfman, am 16. 
Oktober 1988 nach Ost-Berlin eingeladen, wo ihm von Erich 
Honecker der Stern der Völkerfreundschaft in Gold, eine 
der höchsten Auszeichnungen der DDR, verliehen wurde.28 
Bronfman zeigte sich seinerseits erkenntlich, indem er die an 
die Juden gerichtete SED-Imagekampagne unterstützte.29 Am 
31. Oktober 1988 erklärte er öffentlich, dass er zutiefst beein-
druckt vom neuen Deutschland sei, und in einem Interview 
mit »Newsweek« sagte er, dass es von einem jüdischen Stand-
punkt aus keinen Grund für die USA gäbe, der DDR den Sta-
tus als meistbegünstigte Nation zu verweigern. Zudem könne 
er nichts erkennen, was einem Besuch Honeckers in den Ver-
einigten Staaten im Wege stünde.30 Aus welchen Motiven der 
WJC die DDR unterstützte, ist nicht ganz klar.31 Bronfman 
selbst fühlte sich sicherlich geschmeichelt über die staatsmän-
nischen Empfänge, die ihm in Ost-Berlin bereitet wurden. 
Zum anderen folgte er aber wohl auch privaten wirtschaftli-
chen Interessen und hoffte für Produkte aus den eigenen Ex-
portunternehmen auf neue Absatzmärkte in Osteuropa.32 

Zwei Wochen nach Bronfmans Besuch in der DDR wur-
de mit etlichen Veranstaltungen des 50. Jahrestages der 

27 Ebd., S. 289 – 294.
28 Vgl. Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 13.
29 Vgl. Timm, Relationship (Anm. 15), S. 38.
30 Vgl. Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 18.
31 Vgl. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 295.
32 Vgl. Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 19.
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Reichspogromnacht gedacht. Zahlreiche jüdische Gäste aus 
den USA und aus Israel waren zugegen, und die DDR hatte 
landesweit Gedenkreden, Ausstellungen, Konzerte und Thea-
teraufführungen organisiert.33 Das Centrum Judaicum wurde 
am 10. November 1988 mit der Absicht gegründet, ein Ins-
titut für die Bewahrung jüdischer Kultur und Geschichte in 
der DDR einzurichten. Am selben Tag legte Erich Honecker 
den Grundstein für den Wiederaufbau von Berlins ehemaliger 
Hauptsynagoge, dem künftigen Sitz des Centrum Judaicum. 
Die ostdeutsche Historikerin Angelika Timm, die als Dolmet-
scherin bei den Treffen von Vertretern der DDR und Israels 
anwesend war, sieht in den Gedenkzeremonien um den 9. 
November einen definitiven Wendepunkt im ambivalenten 
Annäherungsprozess zwischen der DDR und Israel. Erstmals 
waren Vertreter des jüdischen Staates offiziell in die DDR 
eingeladen worden, darunter der Direktor der Holocaustge-
denkstätte Yad Vashem, und Josef Burg, Israels Minister für 
religiöse Angelegenheiten.34 

Nach den Gedenkfeiern erwartete die SED einen Durch-
bruch in den Verhandlungen mit der Jewish Claims Confe-
rence. Aber ihre Pläne, den Status einer meistbegünstigten 
Nation als Gegenleistung für die Bereitschaft zur Zahlung von 
100 Millionen Dollar zu erlangen, schlugen fehl angesichts 
aufkommender öffentlicher Proteste von Juden in den USA 
und vor allem in Israel, wo viele dies als inakzeptablen Tausch 
für die Hilfe bei der »Rehabilitation« der DDR betrachteten.35 

Fortan entwickelte die SED deshalb ein besonderes In-
teresse daran, das Image der DDR in Israel zu verbessern. 
Anfang 1989 besuchte der Staatssekretär für Kirchenfragen, 
Kurt Löffler, in Begleitung von zwei Funktionären das Au-
ßenministerium Israels. Ihre offizielle Aufgabe war die Stär-
kung und Konsolidierung der Kontakte mit dem Jüdischen 

33 Vgl. Harald Schmid, Antisemitismus und Judenverfolgung. Die »Reichs-
kristallnacht« als politischer Gedenktag in der DDR, Göttingen 2004, S. 
18 f; Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 260 – 273.

34 Vgl. Timm, Relationship (Anm. 15), S. 39.
35 Ebd.
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Weltkongress, mit Yad Vashem und mit anderen kulturellen 
und wissenschaftlichen Institutionen in Israel.36 Die Ost-Ber-
liner Diplomaten waren vom WJC-Präsidenten, Edgar Bronf-
man, eingeladen worden, der für sie inoffizielle Treffen mit 
Vertretern israelischer Regierungskreise arrangiert hatte, die 
aufgrund der unterschiedlichen Positionen allerdings weitge-
hend ergebnislos bleiben sollten.37 

Erst die politischen Entwicklungen in der DDR im Sommer 
und Herbst 1989 veranlassten die SED-Führung schließlich, 
ihre Politik gegenüber Israel grundlegend zu ändern. Ende 
1989 hoffte Ost-Berlin darauf, diplomatische Beziehungen 
mit Israel ohne Bedingungen aufnehmen zu können.38 Aber 
die Israelis blieben gegenüber den ostdeutschen Avancen 
distanziert. Dagegen gelang es der SED, israelisch-jüdische 
Unterstützung gegen die deutsche Wiedervereinigung zu mo-
bilisieren, die Ost- und Westdeutsche seit dem Fall der Berli-
ner Mauer am 9. November 1989 mit wachsendem Nachdruck 
forderten. Noch im selben Monat veröffentlichten jüdische 
Gemeinden in der DDR eine Erklärung, worin sie ihre Un-
terstützung für die Erhaltung zweier deutscher Staaten zum 
Ausdruck brachten. Auch der WJC blieb der DDR treu: Drei 
Wochen nach dem Fall der Berliner Mauer reiste WJC-Un-
terhändler Maram Stern nach Ost-Berlin.39 Gegenüber dem 
ostdeutschen Außenminister Oskar Fischer versicherte Stern 
am 30. November 1989, dass die Frage der deutschen Verei-
nigung nicht auf der Agenda stehe. Der WJC werde alles in 
seiner Macht Stehende tun, sie zu verhindern und den Leh-
ren der Vergangenheit damit Rechnung zu tragen. Obwohl 
es schwierig sei, eine solche Haltung in der Öffentlichkeit zu 
vertreten, werde WJC-Präsident Bronfman seinen Einfluss in 
dieser Hinsicht in den USA und anderswo geltend machen, 

36 Vgl. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 303.
37 Vgl. Timm, Relationship (Anm. 15), S. 39; Illichmann, DDR (Anm. 5), 

S. 305.
38 Vgl. Stefan Meining, Kommunistische Judenpolitik. Die DDR, die Juden 

und Israel, Münster 2002, S. 503 – 514.
39 Vgl. Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 12.
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zumal das State Department trotz gegenteiliger Erklärungen 
nicht sonderlich begeistert von der Aussicht auf eine deutsche 
Wiedervereinigung sei.40 

Die SED schien darauf zu hoffen, die deutsche Wiederver-
einigung mithilfe des Jüdischen Weltkongresses bremsen oder 
sogar verhindern zu können. Aus diesem Grund bat Außen-
minister Fischer Stern, seine guten Absichten an die Israelis 
zu übermitteln.41 Ende Januar 1990 fanden erste Gespräche 
zwischen Vertretern der DDR und Israels über eine mögliche 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen in Kopenhagen statt, 
die allerdings an der anhaltenden Weigerung Ost-Berlins 
scheiterten, sich an Reparationszahlungen zu beteiligen. Auch 
die Zahlung einer großzügigen Spende zugunsten israelischer 
Holocaust-Opfer, die die DDR-Regierung unter Hans Mod-
row noch im Februar 1990 angewiesen hatte, konnte keinen 
Durchbruch bei den Verhandlungen herbeiführen.42 Trotz die-
ses Rückschlags versuchte die DDR weiterhin auf interna-
tionaler Ebene, Vertreter des Judentums gegen die deutsche 
Wiedervereinigung zu mobilisieren. Noch im Februar und 
März 1990 wandte sich der neue Parteivorsitzende der SED, 
Gregor Gysi, selbst jüdischer Abkunft, mit der Bitte um finan-
zielle Investitionen an den Jüdischen Weltkongress, um die 
Unabhängigkeit der DDR zu wahren, da »besonders Juden 
ein Interesse an der Erhaltung zweier deutscher Staaten haben 
sollten«.43 

Zwischenzeitlich hatte allerdings Israels Außenminister 
Bonn besucht und erfahren, dass die Bundesregierung die 
Aufnahme von Beziehungen zwischen der DDR und Israel 
nicht unterstütze und in Kürze die Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten zu erwarten sei.44 Tatsächlich war der Nie-
dergang des ostdeutschen Staates nicht länger aufzuhalten. 
Nachdem die CDU aus den ersten freien Wahlen in der DDR 

40 Vgl. ebd., S. 14-19.
41 Ebd., S. 21-23.
42 Vgl. Illichmann, DDR (Anm. 5), S. 307-311.
43 Zit. Nach Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 16.
44 Vgl. Timm, Relationship (Anm. 15), S. 43.
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am 18. März 1990 als Sieger hervorgegangen war, wurde der 
Einigungsprozess unter Führung der CDU weiter beschleu-
nigt; ein halbes Jahr später bereits war die politische Vereini-
gung der beiden deutschen Staaten abgeschlossen.

Fazit und Ausblick

In der DDR wurden durch die staatlich vorgegebene 
Geschichtspolitik bestimmte NS-Opfergruppen wie die der 
Juden aus der Erinnerungskultur zunächst ausgeklammert 
und allein das Andenken an die kommunistischen 
Widerstandskämpfer gepflegt. Erst in den 1980er Jahren 
entdeckte die SED die Bedeutung der eigenen jüdischen 
Bevölkerung, um ihr internationales Image zu verbessern 
und die Reputation der DDR als antifaschistischer Staat zu 
stärken. Gleichwohl war die DDR auch schon zuvor mit ihrem 
„moralischen Alleinvertretungsanspruch“ auch international 
nicht ohne Erfolg geblieben. Angesichts der Tatsache, dass 
viele Nationalsozialisten nach Kriegsende in der westdeutschen 
Gesellschaft wieder in hochrangige Positionen gelangt waren, 
glaubten selbst manche westliche Linke lange Zeit, dass der 
ostdeutsche »Arbeiter-und-Bauern-Staat« in Bezug auf die 
antifaschistische Umgestaltung der Gesellschaft trotz aller 
Unzulänglichkeiten das „bessere“ Deutschland sei. Aus 
diesem Grund waren auch viele ostdeutsche Juden bereit, sich 
in den Dienst der DDR zu stellen, um deren antifaschistisches 
Fundament zu bezeugen.

Vergleicht man die Erinnerungskulturen sowie das Verhält-
nis der beiden deutschen Staaten zum Judentum miteinander, 
so fallen in erster Linie die Unterschiede auf, aber bei näherer 
Betrachtung lassen sich auch gewisse Parallelen entdecken: In 
der Bundesrepublik etablierte sich zwar erst nach Jahrzehnten 
der Verdrängung und der Tabuisierung der NS-Vergangenheit 
eine holocaustbezogene Erinnerungskultur, die aber - ebenso 
wie der Antifaschismus in der DDR - für das Selbstverständ-
nis des westdeutschen Staates bedeutsam werden sollte. 
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Und auch in der Bundesrepublik wurden die Opfer der NS-
Herrschaft – analog zur DDR – sehr unterschiedlich bewertet. 
Kommunistischer Widerstandskämpfer wurde von offiziel-
ler Seite in der Regel nicht gedacht; stattdessen wurde das 
Andenken vor allem an den militärischen, bürgerlichen und 
kirchlichen Widerstand gepflegt. Und auch die Entscheidung 
der ersten Bundesregierung, Israel umfangreiche Entschädi-
gungen für die NS-Verbrechen zu zahlen, war sicherlich nicht 
nur aus moralischer Verpflichtung erfolgt, sondern auch mit 
dem außenpolitischen Kalkül verbunden, Deutschland damit 
den Weg zurück in die westliche Staatengemeinschaft zu eb-
nen.

Nach der Wiedervereinigung kam zwischen Juden aus Ost- 
und Westdeutschland eine Diskussion über ihre Rollen in der 
jeweiligen Gesellschaft auf, die der deutschen Generaldebatte 
nach 1990 erstaunlich ähnelte: Während westdeutsche Juden 
und Nichtjuden ihren Landsleuten in der ehemaligen DDR 
vorhielten, dem kommunistischen System in die Hände ge-
spielt zu haben, versuchten die Ostdeutschen, sich zu rechtfer-
tigen und zu erklären. Der westdeutsche jüdische Historiker 
Michael Wolffsohn zum Beispiel betonte wiederholt, dass die 
DDR die Juden für ihre politischen Ziele instrumentalisierte 
und kritisierte gleichzeitig die Haltung der ostdeutschen Ju-
den zu ihrem Staat, die sich - überwiegend aus ideologischer 
Verblendung – von der SED vor den Karren ihrer politischen 
Ziele hatten spannen lassen. Für Wolffsohn war der Antifa-
schismus der SED sowie ihre Bemühungen um Annäherung 
gegenüber den Juden in den 1980er Jahren durch und durch 
scheinheilig, da sie nicht auf moralischer Überzeugung grün-
deten.45 

Der langjährige Präsident der jüdischen Gemeinde in Ost-
Berlin, Peter Kirchner, verbittert über die autokratische Art, 
in der die kleinen jüdischen Gemeinden Ostdeutschlands dem 

45 Vgl. Wolffsohn, Deutschlandakte (Anm. 19), S. 13.
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westdeutschen Zentralrat der Juden angeschlossen wurden,46 
wies Wolffsohns Anschuldigungen entschieden zurück und 
verteidigte das Engagement des ostdeutschen Staates für die 
jüdischen Gemeinden.47 Auch die ostdeutsche Historikerin 
Annette Leo beschuldigte Wolffsohn der Polemik und plä-
dierte für eine differenziertere Geschichtsbetrachtung. Leo, 
die einer säkularisierten jüdischen Familie in der DDR ent-
stammte, versuchte die Verbundenheit der ostdeutschen Juden 
mit ihrem Staat zu erklären. Sie verwies auf die Schwierigkei-
ten, denen sich die jüdischen Kommunisten gegenübersahen, 
die die Konzentrationslager überlebt hatten oder aus dem Exil 
zurückgekehrt waren, um eine neue Gesellschaft aufzubauen. 
Den ostdeutschen Antifaschismus verinnerlichend ohne ihn 
wirklich zu hinterfragen, seien sie überzeugt gewesen, dem 
besseren deutschen Staat zu dienen.48 

Den jüngeren ostdeutschen Generationen, die den Krieg 
nicht erlebt hatten, reichte die Geschichte zur antifaschisti-
schen Vergangenheit ihrer politischen Führer nicht mehr aus, 
um deren Herrschaft in den 1980er Jahren zu rechtfertigen. 
Just am 9. November 1989, genau ein Jahr nach jenen Ge-
denkfeiern zum 50. Jahrestag der Reichspogromnacht, mit 
denen die SED das antifaschistische Image der DDR zu stär-
ken und ihre Herrschaft zu stabilisieren versucht hatte, fiel im 
Zuge des revolutionären Aufbegehrens der Ostdeutschen die 
Berliner Mauer. 

Nach 1990 war der Wiederaufbau der Synagoge an der 
Oranienburger Straße interessanterweise eines der wenigen 

46 Vgl. Mertens, Davidstern (Anm. 18), S. 154; Ulrike Offenberg, »Seid 
vorsichtig gegen die Machthaber« - Die jüdischen Gemeinden in der SBZ 
und der DDR 1945 bis 1990, Berlin 1998, S. 270-273.

47 Vgl. Wolffsohn, WJC (Anm. 20), S. 22.
48 Vgl. Annette Leo, Als antifaschistischer Staat nicht betroffen? Die 

DDR und der Holocaust, in: Bernd Faulenbach/Helmuth Schütte (Hg.), 
Deutschland, Israel und der Holocaust. Zur Gegenwartsbedeutung der 
Vergangenheit, Essen 1998, S. 89 – 104, hier 90 – 92. Vgl. auch Vincent 
von Wroblewsky, Zwischen Thora und Trabant. Juden in der DDR, Ber-
lin 1993.
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DDR-Projekte, die im wiedervereinigten Deutschland wei-
tergeführt wurden. Am symbolträchtigen 8. Mai 1995, in 
feierlicher Erinnerung an das Ende des Zweiten Weltkriegs, 
wurde das Centrum Judaicum in der wiederaufgebauten Syn-
agoge von Bundespräsident Roman Herzog eingeweiht. Drei 
Jahre zuvor hatte sich die Bundesregierung entschlossen, die 
bereits großzügig gehandhabten Einreisegenehmigungen für 
jüdische Immigranten aus der ehemaligen Sowjetunion, zu 
denen die späte DDR-Regierung den Anstoß gegeben hatte, 
noch auszudehnen. Das löste eine Renaissance des Juden-
tums in Deutschland aus. Seither hat sich die Zahl der Juden 
in Deutschland vervielfacht; es wurden neue Synagogen ge-
baut und jüdische Gemeinden, Schulen, kulturelle Verbände 
usw. wurden landesweit wieder gegründet.49 Jüdisches Leben 
in Deutschland wiederzubeleben und auszubauen wurde von 
der Bundesregierung offensichtlich als wichtiges Zeichen der 
demokratischen und pluralistischen Ausrichtung des Landes 
gesehen, mit dem man – ganz im Sinne einer Public Diploma-
cy-Ängste vor einem nationalistischen, fremdenfeindlichen 
wiedervereinten Deutschland zu zerstreuen versuchte, die 
viele Europäer Anfang der 1990er Jahre hegten. 

49 Vgl. Rainer Hess/Jarden Kranz (Hg.), Jüdische Existenz in Deutschland 
heute: Probleme des Wandels der jüdischen Gemeinden in der Bundes-
republik Deutschland infolge der Zuwanderung russischer Juden nach 
1989, Berlin 2000.






